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G esellse ha ftsvertrag

de'

VIA Pflege gemeinnützige GmbH

§1

Firma und Sitz der Gesellschaft '

1.) Die Firma der Gesellschaft mit beschränkter Haftung lautet:

VIA Pflege gemeinnützige GmbH .

2.) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Berlin.

§2

Gegenstand der Gesellschaft

1.) Die Körperschaft verrolgt ausschließlich und unmittelbar gemein­

nützige Zwecke im Sinne des Abschnittes "steuerbegünstigte Zwe­

cke" der Abgahenordnung.

2.) Zweck der Gesellschaft ist die Förderung des öffentlichen Gesund­

heitswesens sowie des Wohlfahrtswesens für Hilfsbedürftige und

sozial Schwache unabhängig von Aller und Geschlecht.

3.) Der Salzungszweck wird velWirkhcht insbesondere durch den Be­

trieb von ambulanten und leilstationären Pf!ege- und Tagespflege­

einrichtungen.

4.) Die Gesellschaft ist parteipolitisch und in Glaubensfragen neutral.
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5.) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an Einrichtungen mit gemein­

nütziger Zielsetzung zu beteiligen oder Mitglied von Vereinen mit ei­

ner solchen Zielsetzung zu werden oder gleichartige Hilfsmaßnah­

men dieser Einrichtungen bzw. Vereine zu fördern und zu unterstüt­

zen.

§3

Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr

1.) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Dauer errichtet.

2.) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§4

Selbstlosigkeit

1.) Die Körperschaft ist selbstlos tätig, sie verfolgt nicht in erster Linie

eigenwirtschaftliche Zwecke,

2.) Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsrnäßigen Zwecke

verwendet werden.

3.) Die Gesellschafter dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigen­

schaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus

Mitteln der Körperschaft erhalten, soweit sie nicht selbst gemein­

nützig sind und diese ausschließlich und unmittelbar für gemeinnüt­

zige Zwecke verwenden. Die Regelung der nur teilweisen Mitteiwei­

tergabe des § 58 Nr.2 AG ist zu beachten.

4.) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körper­

schaft fremd sind oder durch unverhaltnismaßig hohe Vergütungen

begünstigt werden.
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5.) Die Gesellschafter erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflö­

sung der Körperschaft oder bei Wegfall der steuerbegünstigten

Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapilalanteile und den ge­

meinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlege zurück.

§5

Stammkapital

1.) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt€ 25.000,00.

2.) Die einzige Stammeinlage hält die VIA Verbund für integrative An­

gebote Berlin gemeinnützige GmbH in Höhe von € 25.000,00.

3.) Die Stammeinlage wird rückwirkend auf den Spallungsslichtag, den

1. Juli 2007,11. Änderungsverhandlung vom 10. November 2007 zum Aus­

gliederungsplan vom 29. August 2007 durch VenTIÖgensübertragung als

Sacheinlege geleistet.

§6

Organe der Gesellschaft

Die Organe der Gesellschaft sind:

a) die Gesellschafterversammlung und

b) der bzw. die GeschäftsfOhrer.

§7

Gesellschafterversammlung

1.) Die Gesellschafterversammlungen finden am Sitz der Gesellschaft

statt.
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2.) Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführer

einberufen. Zur Gesellschafterversammlung sind alle Gesellschafter

schriftlich unter Beachtung einer Frist von zwei Wochen einzuladen.

Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der

Einladung und der Tag der Versammlung nicht mitgerechnet. Mit

der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.

Das Einladungsschreiben gilt dem Gesellschafter als zugegangen,

wenn es an die letzte vom Gesellschafter der Gesellschaft schriftlich

bekannt gegebene Adresse gerichtet isl.

3.) Den Vorsitz der Gesellschafterversammlung fUhrt eine vom Gesell­

schafter bestimmte Person.

4.) Die ordentliche GeseUschafterversammlung findet in den ersten elf

Monaten des Geschäftsjahres statt

5.) In jeder Gesellschafterversammlung ist ein Protokoll anzufertigen.

Der Schriftführer wird durch den Vorsitzenden bestimmt. Das Proto­

koll soll enthalten:

a) Ort und Zeit der Versammlung,

b)die Namen der Versammlungsteilnehmer und

c) den Wortlaut der gefassten Beschlüsse

Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unter­

schreiben.

Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift zu übersenden.
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§8

Gegenstand der Gesellschafterversarnmlung

Die Gesellschafterversammlung hat U.8. zu beschließen Ober:

a) Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich Erhöhung

oder Herabsetzung des StammkapItals,

b) Beteiligung an anderen Unternehmen einschließlich der Beendigung

der Beteiligungsverhältnisses,

c) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grund­

stGcksgleichen Rechten, wenn diese € 25.000,00 im Einzelfall Ober­

schreiten,

d) Aufnahme und Hingabe von Darlehen aller Art, wenn sie

€ 10.000,00 im Einzelfall überschreiten.

e) Übernahme von Bürgschaften, Garantien U,8. Verpflichtungen,

f) Abschluss, Beendigung oder Änderungen von Miet-, Pacht- und

sonstigen Dauerverträgen, welche die Gesellschaft langer als 5 Jah­

re binden oder ein monatliches Entgelt von mehr als 5.000,00 € vor­

sehen,

g) Aufnahme und Aufgabe von größeren Tätigkeitsbereichen ein­

schließlich wesentlicher Anderungen,

h) Abtretung, Übertragung und Übergang von Gesellschaftsanteilen,

i) Auflösung der Gesellschaft,

j) Bestellung, Abberufung und Entlastung der Geschäftsführer,
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k} Abschluss, Änderung, Aufhebung oder Kündigung der Anslellungs­

verträge mit den Geschäftsführern,

1) Wahl des Wirtschaftsprüfers oder der WirtschaftsprüfungsgeseJl­

schaft,

m) Bestellung und Abberufung von Prokuristen' und Handlungsbevoll­

mächtigten,

n} Errichtung und Auflösung von Betriehsstätlen und Zweigniederlas­

sungen,

0) Die Beteiligung an anderen Organisatiol1en jeglicher Art, auch in ih­

rer Zielsetzung gleichgerichteten,

p) Feststellung des Jahresabschlusses und VeJWendung eines Jahres­

überschusses oder Deckung eines Jahresfehlbetrages.

§9

Stimmrecht

1.) Jede € 50,00 eines Geschäftsanteils gewahren eine Stimme.

2.) Beschlüsse kommen mit einfacher Stimmenmehrheit zustande, so­

weil das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag zwingend keine

größere Mehrheit verlangt.

5.) Der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung bestimmt die Art

der Ab.stimmung.

I------------=--~------------
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§ 10

Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung

1.) Die Gesellschafterversamrnlung ist beschlussfähig, wenn mindes­

tens so viele Gesellschafter anwesend oder vertreten sind, dass sie

die Halfte aller vorhandenen Stimmen auf sich vereinigen. Ist dies

nicht der Fall ist eine Neuversammlung einzuberufen, die ohne

Rücksicht auf die Höhe des vertretenen St3mmkapitals beschluss­

fähig ist.

2.) Eine nicht ordnungsgemäß einberufene Gesellschafterversammlung

kann Beschlüsse nur fassen, wenn sämtliche Gesellschafter vertre­

ten sind und kein Widerspruch gegen die Beschlussfassung erho­

ben wird.

3.) Folgende Beschlüsse bedürfen einer Mehrheit von 3/4 der

abgegebenen Stimmen:

a) Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich Erhöhung

oder Herabsetzung des Stammkapitals,

b) übernahme von Bürgschaften, Garantien u.a. Verpflichtungen,

c) Aufnahme und AUfgabe von größeren Tätigkeitsbereichen ein­

SChließlich wesentlicher Änderungen.

§ 11

Jahresabschluss

1.) Der oder die Geschaftsführer haben innerhalb der gesetzlichen Fri­

sten nach Ablauf des Geschäftsjahres für das vergangene Ge­

schäftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech­

nung nebst Anhang) und einen Lagebericht, soweit dieser zu erstel­

len ist, aufzusteHen,
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2.) Für die Buchführung, Bilanzierung und Gliederung der Bilanz und

der Gewinn- und Verlustrechnung gelten die handelsrechtlichen

Vorschriften.

3.) Der Jahresabschluss ist innerhalb der gesetzlichen Fristen, jedoch

unverzüglich nach Aufstellung, den Gesellschaftern zur Feststellung

vorzulegen. Ist der Jahresabschluss zu profen, weil es sich um eine

große oder mittelgroße Gesellschaft handelt (vgl. § 316 Abs. 1

Satz 1 HGB), so sind der Jahresabschluss und der Lagebericht (so­

weit dieser zu erstellen ist) unverzüglich nach Vorliegen des Prü­

fungsberichtes des AbschlussprOfers zusammen mit diesem den

Gesellschaftern vorzulegen. Dem Gesellschafter obliegt die Wahl

des Abschlussprüfers.

4.) In der Gesellschafterversammlung, die über den Jahlesabschluss

beschließt, ist auch über die Entlastung des oder der Geschäftsfüh­

rer zu beschließen.

§ 12

Geschäftsführer

1. ) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer.

2.) Ist nur ein Geschaftsführer bestellt, dann vertritt dieser die Gesell­

schaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so sind zwei

Geschäftsf(ihrer gemeinsam oder ein Geschaftsführer gemeinsam

mit einem Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft berechtigt.

3.) Durch Beschluss der Gesellschaflerversammlung können die Ge­

schaftsführung und Vertretung abweichend geregelt werden, insbe­

sondere Einzel- statt Gesamtvertrelung oder umgekehrt angeordnet

werden.

1 _
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Der bzw. die GeschaftsfOhrer können für Rechtsgeschäfte mit anderen

gemeinnUlzigen Körperschaften von den Beschränkungen des § 181

6GB befreit werden. Die Befreiung kann auf einzelne Geschäftsführer

beschränkt bleiben.

4,) Der bzw. die Geschäftsführer leiten die Gesellschaft entsprechend

dem Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag. Sie haben in Verfol­

gung der Aufgaben gemaß § 2 dieses Gesellschaftsvertrages die

Grundsatze vernünftiger und sparsamer Wirtschaftsführung zu be­

achten und für die ordnungsgem~me Buchführung der Gesellschaft

zu sorgen.

§ 13

Veräußerung von Geschäftsanteilen

Die Veräußerung, Abtretung und Verpfändung eines Geschäftsanteils

oder von Teilen eines solchen bedarf der Genehmigung der Gesell­

schafterversammlung.

§ 14

Einziehung von Geschäflsanteilen

1.) Die Gesellschafter können die Einziehung von Geschäftsanteilen

mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters jederzert beschlie­

ßen.

2.) Die Zustimmung des betroffenen Gesellschafters ist nicht erforder­

lich, wenn

a) über das Vermögen des Gesellschafters das Vergleichs- oder In­

solvenzverfahren eröffnet ist,
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die Zwangsvollstreckung in den Gesch;'lftsanteil des Gesellschaf­

ters betrieben ist,

c) in der Person des Gesellschafters ein wichtiger Grund gegeben

isl, der die Ausschließung der Gesellschaft rechtfertigt.

Ein solcher Grund liegt vor, wenn ein weiteres Verbleiben des

betroffenen Gesellschafters in der Gesellschaft fOr diese untrag­

bar ist, insbesondere, wenn der Gesellschafter eine ihm nach

dem Gesellschaftsvertrag obliegende wesentliche Verpflichtung

vorsätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit verletzt oder die Erfül_

lung einer solchen Verpflichtung unmöglich wird.

3.) Statt der Einziehung kann die Gesellschafterversammlung be­

schließen, dass der Anteil von der Gesellschaft erworben oder auf

eine von ihr benannte juristische Person übertragen wird.

4.} Das Entgelt für den eingezogenen Geschäflsanteil wird wie fOlgt

ermittelt: Der ausscheidende Gesellschafter erhält wegen des Ge­

genstandes der Gesellschaft (§ 2) ein Entgelt in Höhe der von ihnen

übernommenen Bar- und Sacheinlagen.

Sollten bei etwaigen Kapitalerhöhungen von ihm Kapitaleinzahlun­

gen oder Sacheinlagen geleistet worden sein, so erhält er als Ent­

gelt nur die geleisteten Kapitaleinzahlungen und den gemeinen

Wert der geleisteten Sacheinlagen.

Den Ermittlungen des gemeinen Wertes der Sacheinlagen sind die

Wertverhältnisse zum Zeitpunkt der Leistung der Sacheinlage

zugrunde zu legen. Kapitalerhöhungen aus Gesellschaflsmilteln

sind nicht Einlagen in vorbeschriebenen Sinne.
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§ 15

Auflösung der Gesellschaft und Vermögensbindung

1.) Für den Beschluss die Gesellschaft aufzulösen ist eine 9/10 Mehr­

heit in der Gesellschafterversammlung erforderlich.

2.) Die Liquidation der Gesellschaft erfolgt durch den oder die Ge­

schäftsführer, wenn die Gesellschafterversammlung nichts anderes

beschließt.

3.) Bei Auflösung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstlgter

Zwecke fällt das Vermögen der Körperschaft, soweit es die einge­

zahlten Kapitalenteile der Gesellschafter und den gemeinen Wert

der Sacheinlagen Obersteigi, an den Gesellschafter VIA Verbund für

lntegrative BerUn gemeinnützige GmbH, der es ausschließlich und

unmittelbar zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden hat.

§ 16

Schlussbestimmungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur Im elektronischen

Bundesanzeiger.

Sollten Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig in ihr aufge­

nommene Bestimmung ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder

nicht durchführbar sein, oder ihre Rechtswirksamkeit oder Durchführ­

barkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Be­

stimmungen des Vertrages nicht berührt werden.

Das gleiche gilt soweit sich herausstellen sollte, dass der Vertrag eine

Regelungslücke enthalt.
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Anstelle der unwirksamen ocIer undurchführbaren Bestimmung oder

zur AusfOHung der LOcke soll eine angemessene Regelung gelten, die,

soweit rechtliche möglich, dem arn nachsten kommt, was die Gesell­

schafter gewollt haben oder Ilach dem Sinn und Zweck des Vertrages

gewollt hätten, sofern sie bei Abschluss dieses Vertrages oder bei der

späteren Aufnahme einer Bestimmung den Punkt bedacht hatten.

Dies gilt auch, wenn die Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf ei­

nem dem Vertrag vorgeschriebenen Maß der Leistung oder Zeit (Frist

oder Termin) beruht; es soll dann ein dem gewollten möglichst nahe

kommendes rechtlich zulässiges Maß der Leistung oder Zeit (Frist oder

Termin) als vereinbart gelten.

§ 17

Grundungskosten

1.) Die Gründungskosten, einschließlich der Kosten für die Beurkun­

dung, fOr die Eintragung im Handelsregister, Bekanntmachungen,

ete., bis zu einem Betrag in Höhe von € 3.000,00 trägt die Gesell­

schaft.

vor Entstehung und Eintragung der Gesellschaft in ihrem Namen

::~::::::'d:w:o:;rden, so haften die Handelnden persönlich als Ge­
nach § 11 Abs. 2 GmbHG.

§18
Gerichtsstand

FOr aus diesem Vertrag ist sachlich und örtlich die

KammerfürHandeJssachen bei dem Landgericht Berlin zuständig.



Vorstehende Fotokopie, die mit der mir vorliegendenUrschrifl wörtlich überein­

stimmt, beglaubige ich hiermit.

Berlin, den 14. Dezember 2009

.l/f~· -".
. (Schneider)

NOTAR




